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Aktenzeichen: 6 AZR 297/95
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 14. Dezember 1995

- 6 AZR 297/95 -
I. Arbeitsgericht 

Düsseldorf
Urteil vom 01. September 1994 
- 9 Ca 3309/94 -

II. Landesarbeitsgericht 
Düsseldorf

Urteil vom 02. März 1995 
- 5 (4) Sa 1692/94 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Einmalzahlung - Verminderung für Zeiten ohne Bezüge

Jesetz:
Tarifvertrag für die Arbeiter der Deutschen Bundespost 
(TV Arb) vom 6. Januar 1955 § 11; Tarifvertrag für die Ange­
stellten der Deutschen Bundespost (TV Ang) vom 21. März 1961 
§ 27; Tarifvertrag Nr. 417 (TV) zur Änderung des TV Arb vom 
7. Mai 1992 § 8; MuSchG §§ 3, 6, 11, 14; LFZG § 1 Abs. 1; 
EFZG § 3 Abs. 1; BUrlG § 11; EGV Art. 119; GG Art. 3, Art. 6 
Abs. 4; BGB §§ 611, 614

Leitsatz:

Die Einmalzahlung nach § 8 des Tarifvertrags Nr. 417 zur 
Änderung des Tarifvertrags für die Arbeiter der Deutschen 
Bundespost hat Lohncharakter. Diese Bestimmung verstößt nicht 
gegen höherrangiges Recht, soweit sie eine Verminderung der 
Einmalzahlung um ein Viertel für jeden Kalendermonat 
vorschreibt, für den der Arbeitnehmer keinen Anspruch auf 
Vergütung, Urlaubsvergütung oder Krankenbezüge gehabt hat. 
Dies gilt auch, soweit von der Verminderung Frauen betroffen 
sind, die einen Anspruch auf Zuschuß zum Mutterschaftsgeld 
haben.
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6 AZR 297/95
5 (4) Sa 1692/94 Düsseldorf

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
14. Dezember 1995

U r t e i l
Backes,
Reg.-Hauptsekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 14. Dezember 1995 durch den Vize-
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*
*

Präsidenten Dr. Peifer als Vorsitzenden, die Richter Prof. 
Dr. Jobs und Dr. Armbrüster sowie die ehrenamtlichen Richter 
Schmidt und Schneider für Recht erkannt:

1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 2. März 
1995 - 5 (4) Sa 1692/94 - wird zurückgewiesen.

2. Auf die Revision der Beklagten wird das ange- 
fochtene Urteil insoweit aufgehoben, als es 
der Klage stattgegeben hat.

3. Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des 
Arbeitsgerichts Düsseldorf vom 1. September 
1994 - 9 Ca 3309/94 - wird zurückgewiesen.

4. Die Klägerin hat die Kosten des Rechtsstreits 
auch insoweit zu tragen, als das Landesar­
beitsgericht ihr diese noch nicht auferlegt 
hat.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob die Klägerin während des 
Mutterschutzes Anspruch auf eine ungekürzte tarifliche Einmalzah­
lung und auf einen Sozialzuschlag ab dem Monat der Geburt ihres 
Kindes hat.

Die Klägerin ist bei der Beklagten als Fernmeldehandwerkerin 
beschäftigt. Sie befand sich vom 21. November 1991 bis zum 
14. Februar 1992 im Mutterschutz und erhielt für diesen Zeitraum 
Mutterschaftsgeld sowie von der Beklagten den Zuschuß zum Mutter­
schaftsgeld nach .§ 14 Abs. 1 MuSchG. Am 20. Dezember 1991 gebar
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sie ihr Kind.
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Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien findet Kraft einzel­
vertraglicher Vereinbarung der Tarifvertrag für die Arbeiter der 
Deutschen Bundespost (TV Arb) Anwendung, dessen § 11 u.a. lautet:

Neben dem Lohn erhält der Arbeiter einen Sozial­
zuschlag für die Kinder, die bei einem Angestell­
ten der Deutschen Bundespost nach den für sie je­
weils geltenden Bestimmungen für die Zuordnung zu 
den Stufen des Ortszuschlages zu berücksichtigen 
wären.

§ 27 Abs. 2 Satz 1 des Tarifvertrages für die Angestellten 
der Deutschen Bundespost (TV Ang) bestimmt:

Der Ortszuschlag einer höheren Stufe wird vom Er­
sten des Monats an gezahlt, in den das für die 
Erhöhung maßgebende Ereignis fällt.

Im Tarifvertrag Nr. 417 (TV) zur Änderung des TV Arb vom 
7. Mai 1992, der im wesentlichen eine Tariflohnerhöhung ab dem 
1. Mai 1992 zum Inhalt hatte, lautet § 8 u.a.:

Einmalzahlung
(1) Angestellte der Vergütungsgruppen X bis III 
und Arbeiter, die unter den Geltungsbereich des 
TV Ang bzw. TV Arb fallen, erhalten eine Einmal­
zahlung, wenn sie am 1. Januar 1992 schon und am 
1. Mai 1992 noch in einem Arbeitsverhältnis ge­
standen haben.

(2) Die Einmalzahlung beträgt ... für Arbeiter 
750 DM; ...

(UA 5) Die Einmalzahlung vermindert sich um ein 
Viertel für jeden vollen Kalendermonat, für den 
der Angestellte bzw. Arbeiter keinen Anspruch auf 
Bezüge (Vergütung bzw. Lohn, Urlaubsvergütung 
bzw. Urlaubslohn oder Krankenbezüge) gehabt hat.
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In den Fällen des Absatzes 1 Unterabs, 2 vermin­
dert sie sich ferner für jeden nach dem 31. De­
zember 1991 und vor dem ersten vollen Kalendermo­
nat des Bestehens des Arbeitsverhältnisses lie­
genden Kalendermonat um ein Viertel.

Am 15. Februar 1992 nahm die Klägerin ihre Tätigkeit bei der 
Beklagten wieder auf. Seit diesem Zeitpunkt erhält sie den kin­
derbezogenen Sozialzuschlag. Die Einmalzahlung kürzte die Beklag­
te um ein Viertel, weil die Klägerin im Januar 1992 keinen An­
spruch auf Bezüge gehabt habe.

Die Klägerin hat geltend gemacht, sie habe Anspruch auf Zah­
lung des auf den Januar 1992 entfallenden Anteils der Einmalzah­
lung sowie auf Zahlung des kinderbezogenen Sozialzuschlags für 
die Zeit vom 1. Dezember 1991 bis zum 14. Februar 1992. Die Ein­
malzahlung und der Sozialzuschlag seien Verdiensterhöhungen, die 
nicht davon abhängig gemacht werden könnten, daß ein Anspruch auf 
Lohn oder eine Lohnersatzleistung bestehe. Jedenfalls müsse die 
Zeit der Gewährung des Zuschusses zum Mutterschaftsgeld aus Grün­
den der Gleichbehandlung und zur Vermeidung einer geschlechtsspe­
zifischen Diskriminierung berücksichtigt werden.

Die Klägerin hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen,

1. den Differenzbetrag zur Einmalzahlung in Höhe 
von 187,50 DM und

2. den Sozialzuschlag in Höhe von 307,98 DM zu 
zahlen.
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Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat ihr stattgegeben, soweit sie auf die Zahlung der 
anteiligen Eirunalzahlung gerichtet ist, und sie im übrigen abge­
wiesen. Mit ihren Revisionen begehren die Parteien die Aufhebung 
des sie jeweils belastenden Teils des Berufungsurteils und stel­
len ihre bisherigen Anträge.

E n t s c h e i d u n q s q r ü n d e :

Die Revision der Beklagten hat Erfolg. Sie führt unter teil­
weiser Aufhebung des Berufungsurteils zur Klageabweisung. Die Re­
vision der Klägerin bleibt dagegen erfolglos.

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die Klägerin habe 
Anspruch auf die ungekürzte Einmalzahlung nach § 8 Abs. 1 TV. § 8 
Abs. 2 Unterabs. 5 TV sei insoweit nichtig als er eine Verminde­
rung der Einmalzahlung um ein Viertel auch für Zeiten vorsehe, 
für die ein Anspruch auf Zuschuß zum Mutterschaftsgeld nach § 14 
MuSchG bestehe. Dies verstoße gegen Sinn und Zweck des Mutter- 
schutzgesetzes, Frauen wegen der Schwangerschaft vor wirtschaft­
lichen Nachteilen zu bewahren, was auch in bezug auf einmalige 
Jahressonderzuwendungen gelte.

Diesen Ausführungen vermag der Senat nicht zu folgen.
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1. Die Beklagte war nach § 8 Abs. 2 Unterabs. 5 TV berechtigt,
die EinmalZahlung zu kürzen. Nach dieser Bestimmung vermindert 
sich die Einmalzahlung um ein Viertel für jeden Kalendermonat, 
für den der Arbeiter keinen Anspruch auf Bezüge gehabt hat. Die 
Auslegung dieser Tarifnorm ergibt, daß der Klägerin für den Monat 
Januar 1992 keine Bezüge zustanden. Die Tarifvertragsparteien 
haben dem Begriff der Bezüge den Klammerzusatz "Vergütung bzw. 
Lohn, Urlaubsvergütung bzw. Urlaubslohn oder Krankenbezüge" bei­
gefügt. Dadurch haben sie diesen Begriff abschließend dahin defi­
niert, daß es sich um Ansprüche auf Vergütung als Gegenleistung 
für erbrachte Tätigkeit oder Ansprüche des Arbeiters auf Arbeits­
entgelt für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit (§ 1 Abs. 1 Lohnfort- 
zahlungsG, § 3 Abs. 1 EntgeltfortzahlungsG) oder auf Urlaubsent­
gelt (§ 11 BUrlG) gehandelt haben muß. Die Klägerin erhielt aber 
Mutterschaftsgeld sowie vom Beklagten einen Zuschuß zum Mutter­
schaftsgeld nach § 14 MuSchG. Beides zählt nicht zu den Bezügen, 
wie sie die Tarifvertragsparteien als Anspruchsvoraussetzung ab­
schließend definiert haben.

2. Diese Kürzungsregelung verstößt entgegen der Auffassung des 
Berufungsgerichts nicht gegen höherrangiges Recht.

a) § 14 MuSchG ist nicht verletzt.

aa) Die vom Berufungsgericht geprüfte und bejahte Frage, ob die 
Kürzung unzulässig sei, weil die Leistung nach § 8 Abs. 1 u. 2 TV 
eine Sonderzuwendung mit Gratifikationscharakter ist, stellt sich 
nicht. Bei der Einmalzahlung handelt es sich um Lohn.
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§ 8 Abs. 1 TV gewährt für die Monate Januar bis April 1992 
eine pauschalierte Erhöhung der Vergütung und nicht, wie das Lan­
desarbeitsgericht zu Unrecht angenommen hat, eine einmalige Jah­
ressonderleistung .

Zutreffend hat das Landesarbeitsgericht darauf hingewiesen, 
daß die Einmalzahlung zusammen mit der linearen Lohnerhöhung ge­
regelt wurde, und daraus geschlossen, daß durch diese Leistung 
entgangene prozentuale Erhöhungen in den ersten vier Monaten des 
Jahres 1992 ausgeglichen werden sollten. Die weiteren Gesichts­
punkte, auf die das Landesarbeitsgericht für seine Entscheidung 
abgestellt hat, sind demgegenüber nicht entscheidend. Daß im Ta­
rifvertrag nicht exakt an die Vergütungsgruppen angeknüpft und 
die Gesamtversorgungsfähigkeit und Maßgeblichkeit für die Bemes­
sung sonstiger Leistungen ausgeschlossen wird (§ 8 Abs. 2 Unter- 
abs. 1 und Abs. 4 TV), läßt sich zwanglos mit dem Vereinfachungs­
zweck erklären, den Tarifvertragsparteien mit einer Pauschalie­
rung verfolgen. Demgegenüber sind keine Anhaltspunkte ersicht­
lich, die gegen den Lohncharakter der Einmalzahlung sprechen. Al­
lein daraus, daß die Leistung bei einer Beendigung des Arbeits­
verhältnisses vor dem 1. Mai 1992 nicht zusteht, läßt sich dies 
nicht schließen. Der auf anteilige Kürzung gerichtete Grundsatz 
der Regelung spricht dagegen, daß auch die vom Arbeitnehmer er­
brachte Betriebstreue bis zum 1. Mai 1992 Anspruchsvoraussetzung 
sein soll.

bb) § 8 Abs. 2 Unterabs. 5 TV steht nicht in Widerspruch zu § 14 
MuSchG, soweit diese Bestimmung die Mutter schützt.
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Nach § 14 Abs. 1 Satz 2 u. 3 MuSchG ist der Durchschnitts - 
verdienst der letzten 13 abgerechneten Wochen vor Beginn der 
Schutzfrist maßgeblich. Lohnerhöhungen, die nach Ablauf des Be­
zugszeitraums wirksam werden, sind damit für die Berechnung des 
Zuschusses zum Mutterschaftsgeld nicht zu berücksichtigen. Etwas 
anderes gilt nur, wenn und soweit eine rückwirkende Vergütungser­
höhung sich auf den Berechnungszeitraum auswirkt (BAG Urteil vom 
6. Juni 1994 - 5 AZR 501/93 - AP Nr. 11 zu § 14 MuSchG 1968, auch 
zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen). Dies 
ist hier jedoch nicht der Fall. § 14 Abs. 1 MuSchG enthält für 
die Schutzfristen nach § 3 Abs. 1 und § 6 Abs. 1 MuSchG anders 
als § 11 Abs. 2 MuSchG für die in § 11 Abs. 1 MuSchG genannten 
Beschäftigungsverbote keine Vorschrift, die eine Berücksichtigung 
von Verdiensterhöhungen vorsieht, die nach Ablauf des Berech­
nungszeitraums eintreten. Da es sich bei § 11 Abs. 2 MuSchG um 
eine spezielle Vorschrift handelt, die in das im Mutterschutzge­
setz grundsätzlich geltende Referenzprinzip (vgl. § 11 Abs. 1 u.
§ 14 Abs. 1 MuSchG) ausnahmsweise Elemente des Lohnausfallprin­
zips einführt, kann § 11 Abs. 2 MuSchG nicht auf die Fälle des 
§ 14 MuSchG entsprechend angewendet werden.

Sinn und Zweck der in § 14 MuSchG geregelten Entgeltsiche­
rung ist es zwar, insoweit ist dem Berufungsgericht zu folgen,' 
die schwangere Arbeitnehmerin vor wirtschaftlichen Nachteilen in­
folge der Schwangerschaft und der Entbindung zu bewahren. Doch 
soll damit nicht während der auf der Mutterschaft beruhenden 
Freistellung von der Arbeit der bisherige, aus der Berufstätig-
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keit herrührende Lebensstandard gesichert werden (vgl. BAG Urteil 
vom 12. Juli 1995 - 10 AZR 511/94 - NZA 1995, 1165, unter Aufgabe 
der früheren, vom Berufungsgericht herangezogenen gegenteiligen 
Rechtsprechung).

b) Die Regelung des § 8 Abs. 2 Unterabs. 5 TV verstößt nicht 
gegen Art. 3 Abs. 1 GG, weil sie Arbeitnehmerinnen im Mutter­
schutz anders behandelt als die anderen in dem Klammerzusatz be- 
zeichneten lohnzahlungsberechtigten Arbeitnehmer.

Ist der Arbeitgeber von der Pflicht, Arbeitsentgelt zu zah­
len, befreit, dann verbietet der Gleichheitssatz nicht eine ta­
rifliche Bestimmung, die eine pauschalierte Tariflohnerhöhung 
ausschließt, wenn und soweit für den Regelungszeitraum keine Be­
züge zu leisten sind (vgl. dazu BAG Urteil vom 14. September 1994 
- 10 AZR 216/93 - AP Nr. 166 zu § 611 BGB Gratifikation). Bei dem 
Zuschuß zum Mutterschaftsgeld gern. § 14 MuSchG handelt es sich 
zwar um einen Entgeltersatzanspruch (vgl. BAGE 53, 205, 208 = AP 
Nr. 4 zu § 14 MuSchG 1968, zu I 2 a der Gründe), doch waren die 
Tarifvertragsparteien nicht verpflichtet, diesen Anspruch den in 
§ 8 Abs. 2 Unterabs. 5 TV bezeichneten Lohnansprüchen gleichzu­
setzen. Die Leistungen unterscheiden sich vom Anspruchszweck her.

Die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall und während des Ur­
laubs dient dazu, dem Arbeitnehmer den Lohn zu sichern, obwohl er 
die Arbeitsleistung wegen seiner Erkrankung nicht erbringen kann 
oder wegen seines Urlaubs nicht zu erbringen braucht. Demgegen­
über verfolgt die Regelung über den Zuschuß zum Mutterschaftsgeld
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den Zweck, das in Art. 6 Abs. 4 der Gemeinschaft auferlegte 
Schutz- und Fürsorgegebot zugunsten der Mutter in der Weise zu 
verwirklichen, daß an den finanziellen Belastungen des Mutter­
schutzes nicht nur der Staat und die gesetzliche Krankenversiche­
rung beteiligt werden, sondern auch der Arbeitgeber (BVerfG Be­
schluß vom 23. April 1974 - 1 BvL 19/73 - AP Nr. 1 zu § 14 MuSchG 
1968) .

Eine Tarifregelung, nach der eine Einmalzahlung mit Lohncha­
rakter zwar den Beziehern von Entgelt nicht aber anderen Arbeit­
nehmern und damit u.a. auch nicht den Beziehern von Mutter­
schaftsgeldzuschuß zusteht, ist somit nicht willkürlich und damit 
gleichheitswidrig.

c) Auch gegen das Lohngleichheitsgebot nach Art. 119 EGV ver­
stößt die Regelung des § 8 Abs. 2 Unterabs. 5 TV nicht.

Zutreffend hat das Arbeitsgericht, dem das Berufungsgericht 
insoweit gefolgt ist, darauf hingewiesen, daß es bereits an den 
tatbestandlichen Voraussetzungen für eine mittelbare Diskriminie­
rung wegen des Geschlechts fehlt. Voraussetzung für die Kürzung 
ist das Fehlen eines Anspruchs auf Bezüge bei fortbestehendem Ar­
beitsverhältnis. Dieses Tatbestandsmerkmal können Männer ebenso 
erfüllen wie Frauen, z.B. während der Einberufung zum Wehr- oder 
Ersatzdienst oder während eines unbezahlten Sonderurlaubs. Es 
läßt sich, wie das Arbeitsgericht zu Recht bemerkt hat, schon 
nicht feststellen, welches Geschlecht von der Regelung überwie­
gend nachteilig betroffen ist. Eine mittelbare Frauendiskriminie­
rung enthält die Regelung somit nicht.
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II. Das Landesarbeitsgericht hat zu Recht einen Anspruch auf 
Zahlung des erhöhten Sozialzuschlags für die Zeit vom 1. Dezember 
1991 bis zum 14. Februar 1992 abgelehnt.

1. Die Klägerin erfüllte während dieser Zeit die tariflichen 
Anspruchsvoraussetzungen nicht. Nach § 11 TV Arb erhält der Ar­
beiter den Sozialzuschlag neben dem Lohn. Nach § 27 Abs. 2 Satz 1 
TV Ang wird der Ortszuschlag einer höheren Stufe vom 1. des Mo­
nats an gezahlt, in den das für die Erhöhung maßgebende Ereignis 
fällt. Das maßgebende Ereignis, die Geburt des Kindes, fiel vor­
liegend in den Dezember 1991. Die Klägerin erhielt jedoch in der 
Zeit zwischen dem 1. Dezember 1991 und dem 14. Februar 1992 kei­
nen Lohn. Das Mutterschaftsgeld und der Zuschuß zum Mutter­
schaftsgeld nach § 14 MuSchG waren nicht Lohn i.S. des § 11 
TV Arb. Lohn ist Entgelt für geleistete Arbeit (§ 611 Abs. 1,
§ 614 BGB). Mutterschaftsgeld ist hingegen eine Sozialleistung 
(vgl. § 11 SGB I, § 200 RVO). Der Anspruch auf Zuschuß zum Mut­
terschaftsgeld ist zwar ein arbeitsrechtlicher Entgeltersatzan­
spruch. Aber auch er ist nicht Lohn i.S. des § 11 TV Arb. Diese 
Bestimmung versteht, wie sich aus ihrem insoweit klaren Wortlaut 
und aus ihrer dem tariflichen GesamtZusammenhang zu entnehmenden 
Auslegung ergibt, unter Lohn die Vergütung, die dem Arbeiter nach 
den tariflichen Lohnbestimmungen als Gegenleistung für die er­
brachte Arbeitsleistung zusteht. Sie regelt, daß zu diesem Lohn 
der Ortszuschlag hinzukommt ("Neben dem Lohn erhält der Arbeiter 
..."). Leistungen, die dem Arbeiter für Zeiten, in denen er von 
der Arbeitspflicht befreit ist, zustehen, sind jedoch dann nicht
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als Lohn i.S.d. § 11 Abs. 1 TV Arb anzusehen, wenn diese sich 
nach einem vor Beendigung der Arbeitspflicht liegenden Berech­
nungszeitraum richten und in ihre Berechnung der Anspruch auf So­
zialzuschlag Eingang findet. So liegt der Fall hier. Der Zuschuß 
zum Mutterschaftsgeld ist aus den letzten drei abgerechneten Ka­
lendermonaten, bei wöchentlicher Abrechnung aus den letzten 13 
Wochen vor Beginn der Schutzfrist nach § 3 Abs. 2 MuSchG zu be­
rechnen (§ 14 Abs. 1 Satz 2 MuSchG). Ein Anspruch der Arbeitneh­
merin auf Ortszuschlag findet auf diese Weise Eingang in den Mut­
terschaftsgeldzuschuß. Diese Leistung kann somit nicht als Lohn 
i.S.d. § 11 Abs. 1 TV Arb angesehen werden, da nicht angenommen 
werden kann, daß die Tarifvertragsparteien in dieser Tarifnorm 
einen Anspruch auf Sozialzuschlag auch "neben" einer den Sozial­
zuschlag bereits enthaltenden Leistung geregelt haben.

Für die Zeit vom 1. Dezember 1991, dem Monat, in dem das 
Kind geboren wurde, bis zum 14. Februar 1992 kann die Klägerin 
somit den erhöhten Sozialzuschlag nicht verlangen.

2. Auch die Regelung des § 11 Abs. 1 TV Arb diskriminiert die 
Klägerin nicht als Frau (Art. 119 EGV, Art. 3 Abs. 2 u. 3 GG).
Die Verknüpfung der Erhöhung des Sozialzuschlags mit der Lohnzah­
lung führt bereits nicht zur Ungleichbehandlung vergleichbarer 
Sachverhalte.

Vergleicht man die Gruppe der Väter von Neugeborenen mit der 
Gruppe der Mütter, so erhalten zwar die Väter Leistungen, bei 
denen der Sozialzuschlag ab dem Monat der Geburt des Kindes be-
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rücksichtigt ist, die Mütter hingegen sind während der Schutz­
frist von den auf der Geburt beruhenden Erhöhungen des Sozialzu­
schlages ausgeschlossen. Die Leistungen, die Väter und Mütter er­
halten, sind aber nicht vergleichbar. Nur die Väter erhalten Ver­
gütung für geleistete Arbeit. Die Mütter können während der 
Schutzfristen, da sie keine Arbeitsleistung erbringen, keinen 
Lohn fordern. Sie erhalten stattdessen neben dem Mutterschafts­
geld einen vom Arbeitgeber zu leistenden Zuschuß. Auch wenn es 
sich bei letzterem um einen Entgeltersatzanspruch handelt, ist er 
keine Gegenleistung für geleistete Arbeit. Er ist vielmehr eine 
Zahlung, die der Arbeitgeber aus Gründen des Art. 6 Abs. 4 GG 
neben anderen Leistungsträgern erbringen muß. Die tarifvertragli- 
che Unterscheidung betrifft somit ungleiche Sachverhalte.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 ZPO.

Dr. Peifer Dr. Jobs Dr. Armbrüster
H. Schmidt Schneider
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